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Sistierung

Die Sistierung eines Verfahrens steht grundsätzlich im Widerspruch zum Beschleunigungsgebot bzw. zum
Anspruch auf Beurteilung inner.t angemessener Frist gemäss Art. z9 Abs. r der Bundesvedassung (BV)'. Die

Sistierung eines baurechtlichen Verfahrens rechtFertigt sich daher nur aus besonderen Gründen.

Vodiegend sind keine Gründe ersichtlich, die eine Sistierung des Bauverfahrens gegen den Willen der Gesuch-
stellerin rechtfertigen würden. lnsbesondere stellen das Ausstehen der neuen Vollzugshilfen des Bundesamts
für Umwelt (BAFU) und wissenschaftlicher Studien keine Gründe für eine Sistierung dar, da die ersuchte Mo-
bilfunkanlage auf Grund der aktuellen Rechtslage und Vorschriften zu beurteilen ist. Vgl. dazu insbesondere
auch die Ausführungen unterden Ziffern 5 "Standortdatenblatt", S "Vollzugs- und Messempfehlung" und ro
"Oua litätssicherun gssyste m" nachstehend

Baugesuch / Baupublikation

Bei der Baubewilligung handelt es sich um eine Polizeierlaubnis, die - im Hinblick auf die zahlreichen Voraus-
setzungen im heutigen Baurecht - auch eigenständig als raumordnungsrechtliche Bewilligung bezeichnet
wird. Dies bedeutet, dass bei Ertüllung der planerischen, baurechtlichen und umweltrechtlichen Vorausset-
zungen Anspruch auf Erteilung der Bewilligung besteht.'Aus umweltrechtlicher Sicht wird insbesondere ge-
prüft, ob die Berechnung der elektrischen Feldstärken in der Umgebung der Mobilfunkanlage korrekt ist und
die Grenzwefte gemäss dieser rechnerischen Prognose eingehalten werden. Nicht Gegenstand der Prüfung ist
jedoch die Technologie, die genuEt werden soll. Entsprechend sind denn auch die Mobilfunkkonzessionen
und auch die Baubewilligung generelltechnologieneutral ausgestaltet. 5G kann schliesslich auf allen Frequen-
zen genutzt werden und auch auf herkömmlichen Antennen. Es istjedoch sq dass die Gesuchstellerin im
Rahmen des aktuellen Ausbaus des Mobilfunknetzes auf 5G beabsichtigt, 5G insbesondere auch auf den neu

zugeteilten Frequenzen zu nutzen und hierbei sogenannt adaptive Antennen einsetzen wird.

Eine Pflicht zum ausdrücklichen Venrueis darauf, welche Technologien eingesetzt werden sollen und weiterer
technischer Details besteht nicht. Das Baugesuch wurde vollständig und gesetzeskonform eingereicht und

ebenso korrekt publiziert.

Feh lende bzw. falsche Planungsgrundlage

Gesamtplanung, Standortevaluation, Planungsmassnahmen

Die Netzplanung ist Sache der Mobilfunkbetreiberinnen, wird den Bedürfnissen angepasst und aufgrund der
Abdeckung und der Kapazität vorgenommen.

Das Bundesgerichf hat festgehalten, dass für die Errichtung von Mobilfunkanlagen ein Sach- oder Richtplan
mit konkreten räumlichen und zeitlichen Vorgaben nicht verlangt werden darf. Für die Forderung nach einer
Gesamtplanung fehlt demnach die gesetzliche Grundlage.

Für die Erstellung von Mobilfunkanlagen innerhalb der Bauzone besteht weiter grundsätzlich keine Verpflich-
tung zur Prüfung von Alternativstandorten. Auch ist bei der Errichtung von Mobilfunkanlagen innerhalb der
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Bauzone weder ein Bedüdnisnachweis noch elne lnteressenabwägung erforderlich.+ Die Vornahme dieser Ab-

klärungen resp. die Erbrlngung entsprechender Nachweise ist nur dann notwendig, wenn sie entwedergesetz-

lich festgelegt oder abervertraglich vereinbart sind (zum Beispieldurch eine Vereinbarung betreffend Stan-

dortevaluation und -koordination).

Die Gemeinden und Kantone sind sodann im Rahmen ihrer bau- und planungsrechtlichen Zuständigkeiten

grundsätzlich befugt, Bau- und Zonenvorschriften in Bezug auf Mobilfunkanlagen zu erlassen, sofern sie die

bundesrechtlichen Schranken, die sich insbesondere aus dem Bundesumwelt- und -fernmelderecht ergeben,

beachten.

Nicht möglich ist es den Kantonen und Gemeinden allerdings, bau- oder planungsrechtliche Vorschriften zum

Schutz der Bevölkerung vor nichtionisierender Strahlung zu erlassen. Überdies dür'fen die Planungsvorschrif-

ten nicht die in der Fernmeldegesetzgebung konkretisierten öffentlichen lnteressen verletzen, d.h. sie mÜssen

den lnteressen an einer qualitativ guten Mobilfunkversorgung und an einem funktionierenden Wettbewerb

zwischen den Mobilfunkanbietern Rechnung tragen (vgl. Art. r des Fernmeldegesetzes vom 3o. April 1997

(FMCs11. Werden die Zielsetzungen der Fernmeldegesetzgebung eingehalten, so sind namentlich ortsplaneri-

sche Bestimmungen, die anderen als umweltschutzrechtlichen lnteressen dienen, wie z.B. der Wahrung des

Charakters oder der Wohnqualität eines Ouaftiers, allerdings grundsäElich möglich.6 Haben die Gemeinden

und Kantone keine derartigen Bestimmungen erlassen, kommen die allgemeinen baurechtlichen Grundsätze

zur Anwendung.

Netzplan / Kumulation der lmmissionen / NeEplan für den kommenden Ausbau

Für das Einreichen eines Netzplans besteht keine Pflicht. Dem Anliegen, dass "die Gesamtbelastung aufgrund

derzukünftigen Nr.rtzung für die Einsprecher beurteilbar ist" wird mit den Bestimmungen derVerordnung über

den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NlS\u) bereits Rechnung getragen.

Die NISV sieht Anlagegrenzwerte für alle de r NISV unterstehenden Anlagen vor (Anhang tZiff . t bis 8 NISV).

Durch die strenge Begrenzung der Emissionen der einzelnen Anlage kann sichergestelh werden, dass auch bei

einer Kumulation der lmmissionen von mehreren Anlagen der lmmissionsgrenzweft nicht überschritten wird8.

Antennengruppen gehen als eine Anlage, wenn sie aus einem engen räumlichen Zusammenhang senden,

mithin wenn sich von jeder der beiden Antennengruppen mindestens eine Sendeantenne im Perimeter der

anderen Antennengruppe befindet (Anhang tZlffer 6z NISV). So wird sichergestellt, dass alle jene Anlagen

gemeinsam den gesetzlich festgelegten Anlagegrenzwert einhalten müssen, die einen nennenswerten Bei-

trag zur lmmission vor Ort leisten.

Zudem istfestzuhalten, dass das Bundesgericht in seinem Entscheid tC-5:/6lzot6 vom 27. Oktober zorT be-

stätigt ha! dass der Anlagebegriff (Anhang r Ziff. 5z Abs. r bis + NISV) weder gegen Bundesrecht noch gegen

Verfassun gsrecht verstösst (E f .5.+).

Die potentielle Möglichkei! in Zukunft höhere Frequenzen nutzen zu können, ist klarenveise nicht Gegen-

sta n d d es vo rl i e g en d e n Ba u bewi I I i g un g sve rfa h re ns.

Sollten in Zukunft weitere Mobilfunkanlagen geplant und entsprechende Baugesuche eingereicht werden,

wird in den entsprechenden Baubewilligungsverfahren zu prüfen sein, ob die Voraussetzungen für die bean-

tragte Bewilligung gegeben sind. Auf das aktuellvorgelegte Baugesuch hat dies jedoch keinen Einfluss.
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Für die Auflage des Mobilfunknetzes "als Ganzes" analog einem Stromleitungsnetz sowie der Erschliessung

besteht ebenfalls keine gesetzliche Grundlage. Das FMG sieht kein bundesrechtliches Plangenehmigungsver-

fahren fürdie Errichtung oderAnderung von Fernmeldeanlagen vor.

Auswirkungen auf das Ort- und Landschafsbild

Ob und in welchem Ausmass künftig weitere Mobilfunkanlagen gebaut werden und inwiefern diese das Orts-
und Landschafsbild zu beeinflussen vermögen, ist nicht Gegenstand der in einem konkreten Baubewilli-

gungsverfahren voaunehmenden Prüfung.

Standortdatenblatt

Allgemeines

lm Standortdatenblatt, das gemäss Art. rr Abs. z Bst. c NlSV mit dem Baugesuch eingereicht werden muss,

sind unter anderem die Angaben zu den drei am stärlaten von der Mobilfunkanlage betroffenen Orte mit
empfindlicher Nutzung (OMEN) sowie dem höchstbelasteten Ort für den kuzfristigen Aufenthalt (OKA) aus-

gewiesen. Weitere OMEN und OKA sind nicht auszuwetsen.

Das Standortdatenblatt enthält Berechnungen zu den nachgesuchten Leistungen und stelh damit sicher, dass

nur Leistungen bewilligt werden, die den vorgeschriebenen Grenzwerten entsprechen. Wird derAnlage-
grenzwert gemäss den Berechnungen bei maximaler Auslastung zu 8o0/o oder mehr ausgeschöpft so soll die
Gesuchstellerin beientsprechenderAuflage in der Baubewilligung im Anschluss an die lnbetriebnahme der
Anlage eine Abnahmemessung durchführen. Die Ergebnisse dieserMessung werden auf die maximalzulässi-
ge Leistung hochgerechnet. Ergibt diese Hochrechnung, dass der Grenzwert bei maximalerAuslastung über-
schritten sein könnte, dann wird die zulässige Leistung gestützt auf diese Hochrechnung auf das zulässige

Mass reduziert, so dass eine Überschreitung der Grenzwefte ausgeschlossen ist.

lm Standortdatenblatt werden der höchstausgelastete OKA und die höchstausgelasteten OMEN unterAn-
nahme dergemäss beantragten Parameterdenkbarungünstigsten Einstellung (volle Leistung, maximaler
Neigungswinkel) ausgewiesen. Es kann daherfestgehalten werden, dass es sich bei den ausgewiesenen
elektrischen Feldstärken um den jeweils "schlechtesten Fall" handelt, der in Realität kaum je eintreten wird.
Die meiste Zeit insbesondere auch in der Nacht wird die Anlage mit reduzierter Leistung betrleben, so dass

die Feldstärken noch einmal erheblich geringer sind. Ausserdem wird mit der heutigen Antennentechnik so-
wieso generell nur gerade so viel Leistung emittieft, wie es für eine optimale Verbindung nötig ist (down-link-
control).

Die Sendeleistungen werden gemäss Standortdatenblatt bewilligt. Weder die Sendeleistung noch die elektri-
schen Neigungswinkel können demnach im Betrieb höher resp. grössersein als im Standortdatenblatt ausge-
wiesen (vgl. hiezu auch die nachstehenden Ausführungen zum Oualitätssicherungssystem). Welche maxima-
Ie Sendeleistung von den geplanten Antennenkörpern abgegeben werden könnte und zu welchen theoreti-
schen Feldstärken dies führen würde, ist nicht von Belang.

Schliesslich werden das Projekt und das Standortdatenblatt von der kantonale NIS-Fachstelle beurteilt. Damit
ist sichergestellg dass die Mobilfunkanlage nur dann bewilligt wird, wenn die Angaben im Standortdatenblatt
und damit auch die Bestimmung und Berechnung der OMEN korrekt sind und die gesetzlichen Vorgaben und

Grenzwerte eingehalten werden.

Zu den neuen Mobilfunkantennen im Besonderen

Bei den im Standortdatenblatt auf dem Zusatzblatt z ausgewiesenen Mobilfunkantennen handelt es sich
(teilweise) um Mobilfunkantennen, die auch die Beamforming-Funktionalität unterstützen, d.h. die Funksigna-
le können "geformt" und damit gezielt auf einen Benutzer ausgerichtet werden. Daraus resultieren hohe Da-

tenraten und eine optimierte Relchweite bei geringsten Störungen.
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Die heute für den Einsatz von adaptiven Antennen vordringlich genutzten Frequenzen Q5oo MHz) sind ver-
gleichbar mit denen für 4G und WLAN, erlauben aber deutlich höhere Bandbreiten, was zu höheren Übertra-
gungsraten und küzeren Reaktionszeiten führt (vgl. hiezu insb. auch den Bericht der Arbeitsgruppe Mobil-
funk und Strahlung vom r8. November zor9, S. 6s).

Die füreine Mobilfunkantenne resp, ein bestimmtes Frequenzband ersuchte Sendeleistung kann beiadapti-
ven Antennen zwar von einem Sendekegel in nur eine Richtung gesendet werden oder aber die bewilligte

Sendeleistung kann auf verschiedene Sendekegel aufgeteilt werden. Die gesamthaft maximal ausgesendete
Sendeleistung allerzu einem Moment aktiven Sendekegel entspricht aber immer maximal derfür die Mobil-
fun kanten ne resp. das entsprechende Frequenzba nd ersuchten Sendeleistung.

ln diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass es sich bei der "maximalen Sendeleistung" selbstverständlich

nicht um die von einer Mobilfunkantenne technisch maximal möglichen Leistung handelt, sondern um dieje-
nige Sendeleistung, die als resultierende äquivalente Sendleistung (equivalent radiated power ERP = Aus-
gangsleistung des Verstärkers multipliziert mit dem Antennengewinn) gemäss geltendem Standortdatenblatt
für die entsprechende Antenne maximal abgegeben werden darf, ohne dass die massgebenden Grenzwerte

überschritten werden. Die Berechnungen beinhalten sodann selbstverständlich den Fall, beidem sich die ma-
ximale Sendeleistung auf einen einzelnen Punkt konzentriert. Es wird jeweils die maxima le Sendeleistung auf
jeden einzelnen möglichen Punkt berechnet und ein umfassendes Antennendiagramm erstellt welches alle

innerhalb der bewilligten Parameter möglichen Senderichtungen (sämtliche möglichen Beams) mit dem je-
weils maximalen Antennengewinn beinhaltet.

Die Mobilfunkbetreiberin muss mit dem Baugesuch die Sendeleistung für den vorgesehenen massgebenden

Betriebszustand verbindlich angeben. ln der Bewilligung legt die Behörde ihrerseits die maximal zulässige

Sendeleistung fest. Diese bewilligte Sendeleistung steht für den Betrieb der Mobilfunkantenne maximal zur
Verfügung und diese gitt es durch die Mobilfunkbetreiberjedezeit einzuhalten (vgl. dazu insb. Vollzugshilfe
zur N ISV, Ziff . 2.t. 5, Massg e be nde r Betrie bszustan d'o).

Aus dem Standortdatenblatt geht die für die adaptiven Antennen maximal beantragte Sendeleistung hervor.
Als massgebender Betriebszustand wird mithin diese maximale Sendeleistung bei maximalem Gesprächs-

und Datenverkehr ausgewiesen.

Ein Hinweis auf eine Berücksichtigung der besagten Variabilität von adaptiven Antennen findet sich im

Standortdaten blatt hin gegen n icht.

Auch die adaptiven Antennen werden demnach im Rahmen des bewilligten massgebenden Betriebszustandes

betrieben und die zulässigen Anlagegrenzwerte werden eingehalten. Dass die adaptiven Antennen auf Nutzer
fokussiert werden können, ist mithin unerheblich, zumal auch der Fall, dass die maximale Sendeleistung auf
einen Punkt fokussiert wird, im bewilligten massgebenden Betriebszustand enthalten und in den umfassenden

Antennendiagrammen abgebildet ist. Soweit behauptet wird, bei den OMEN würden die Grenzwerte massiv
überschritten, da die Richtungsabschwächungen wegfallen, sind diese Vorbringen daherfalsch. Entsprechend

besteht auch kein Anlass, die Richtungsabschwächung willkürlich zu reduzieren oder ganz zu vernachlässigen.

Vollzugs- und Messempfehlung

Der Bundesrat hat die NISV am r7. April zorg dahingehend ergänzt, dass bei adaptiven Antennen die Variabili-
tät der Senderichtungen und derAntennendiagramme berücksichtigt werden (Anhang lZiffer 63 NISV, zwei-

terTeilsatz). Dass es sich bei dieser Ergänzung um einen Grundsatz handelt, welcher auf Stufe Vollzugsemp-

fehlung konkret ausgestaltet werden soll, geht aus den Erläuterungen zur Anderung der NISV hervor." Bis die-

s Bericht abruftar unter https://www.bafu admin.dr/bafu/de/home/themen/elektrosmog/dossierVbericht-aöeitsgruppe-mobilfunk-und-strahlung.html
rc Vollzugsempfehlung zurNlSVfür Mobilfunk- und WLL-Basisstatlonen, BUWAL zooz

- BAFU, Erläuterungen zur Anderung derVerordnung überden Schutr vor nichtionisierendör Strahlung (NISV), rZ. April zorg,Zift. 4.4, abrufbar unter

https://www.admin.ch/gov/de/starVdokumentation/medienmitteilungen.msg-id-747rz.html
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se Vollzugsempfehlung vorliegt, sind adaptive Antennen wie konventionelle Antennen nach dem "worst-

case"-Szenario zu behandeln. lhre Effizienzzur Reduktion der gesamtheitlich ausgesendeten Emissionen wird

aktuell noch nicht berücksichtigt und ihr Einfluss auf die lmmissionssituation deshalb massiv überschätzt."

Dies entspricht sowohl den Empfehlungen des Bundesratesl3 als auch ienen des BAFU'4.

Vgl. dazu insbesondere das Schreiben vom 31. Januar 2ozo'5 in welchem sich das BAFU, mithin dieselbe Fach-

behörde, welche die Vollzugsempfehlung zur NISV erlassen hat und auch eine Vollzugsempfehlung resp. ei-

nen Nachtrag in Bezug auf die Berücksichtigung adaptiverAntennen ausarbeiten wird, zum massgebenden

Betriebszustand bei adaptiven Antennen sowie dem Vorgehen für die Ausarbeitung einer Vollzugshilfe zur

neuen Verordnungsbestimmung Anhang tZiffer 63 NISV äussert. Das BAFU empfiehlt den kantonalen und

städtischen NIS-Fachstellen in diesem Schreiben wiederum'6, adaptive Antennen bis zur Publikation derVoll-

zugshilfe für adaptive Antennen weiterhin gleich zu behandeln wie konventionelle Antennen. Dies bedeutet

nichts anderes, als dass derVariabilität von adaptiven Antennen (noch) nicht Rechnung getragen wird, son-

dern mit dem "worst-case"-szenario der Beurteilung eine konservative Berechnung zugrunde gelegt wird,

womit bis zur Publikation der Vollzugshilfe für adaptive Antennen der r. Teilsatz der Ziffer 53 Anhang I NISV

massgeblich ist. Das BAFU hält in diesem Schreiben insbesondere auch fesq dass Entscheide zu adaptiven An-

tennen und zu 5G-Basisstationen unter Berücksichtigung der in diesem Schreiben enthaltenen Empfehlungen

rechtssicher beg ründet werden können.

Diesem Vorgehen kann aus rechtlicher Sicht nichts entgegengehalten werden, zumal damit die Einhaltung

der Grenzwefte sichergestellt ist und damit kein Widerspruch zu den Anliegen der Umweltschutzgesetzge-

bung vorliegt.q

Das Vorliegen einerVollzugshilfe ist sodann keine Bewilligungsvoraussetzung. Vgl. hiezu insb. den in dervor-

hergehenden Randziffer referenzierten Entscheid des Baurekursgerichts des Kantons Zürich, in welchem un-

ter Env. 4.4 festgehalten wird: "Vollzugshilfen richten sich primär an Vollzugsbehörden und ihr Zweck liegt da-

rin, unbestimmte Rechtsbegriffe von Gese?en und Verordnungen zu konkretisieren und eine einheitliche

Vollzugspraxis zu ermöglichen. ln diesem Sinn enthält die Vollzugsempfehlung NISV Erläuterungen und Präzi-

sierungen hinsichtlich Mobilfunk-Basisstationen. Sie dient als Auslegungshilfe, ohne selbst Recht zu setzen.

Daraus folgt, dass andere Lösungen nicht ausgeschlossen sind, sofern sie ebenfalls rechtskonform sind (Chris-

toph Fritzsche/Peter Bösch/Thomas Wipf/Daniel Kunz, Zürcher Planungs- und Baurecht, 5. Aufl., Wädenswil

zor9, Bd.z, S.t4tzf.). Der Umstand, dass adaptive Antennen in deraktuell publizierten Fassung derVollzugs-

empfehlung NISV nichtthematisiert werden und ein diesbezüglicher Nachtrag noch ausstehend ist kann mit-

hin nicht pauschal zur Bauvenrveigerung der geplanten Mobilfunk-Antennenanlage und (...) auch nicht zu einer

Sistierung des Baugesuchs (...) führen. Entscheidend istvielmehr, ob das Vorgehen (...), wonach auch adaptive

Antennen nach dem sog. "worst case"-Szenario behandelt werden, mit den Vorgaben der NISV zu vereinba-

ren ist."

Zum Oualitätssicherungssystem hält das BAFU in seinem Schreiben vom 31. Januar zozo fest dass der Be-

trieb von adaptiven Antennen - wenn sie gleich behandeh werden wie konventionelle Antennen - in den be-

stehenden Qualitätssicherungssystemen der Mobilfunkbetreiberinnen und der Datenbank des BAKOM kor-

rekt dargestellt werden können.

o https://www.bafu.admin.ch/bafu/ddhomefthemen/elektrosmog/dossieß/bericht-arbeitsgruppe-mobilfunk-und-strahlung.html

'3 Vgl. u.a. die Antwort des Bundesrates vom 28. August zorg aufdie lnterpellation 19.35o5 abrufbar unter: https;//www.parlamentch/de/ratsbetrieb/suche-

curia-vista/gescha eft TAffairld=201935ö5
,4 https://www.bafu.admin.ch/bafu/ddhomelthemen/elektrosmog/dossieß/bericht-arbeitsgruppe-mobilfunk-und-strahlung.html
ls Abrufba r unter: https://www.bafu.admin.dribafu/de/home/themen/elektrosmog/fachinformationen/massnahmen-elektrosmog/mobilfunk-

vollzugshilfen-zur-nisv.html
6 Vgl. dazu die lnformation des BAFU vom r7. April zorg an die Kantone, abrufuar unter:

https;/lwww.bafu.ad min.ch/dam/bafu/de/dokumente/elektrosmog/faclr info-daten/inbrmation-an-die-kantone-mobilfun k-und-strah lung-aufbau-der-59-

neEe-in-der-schweiz.pdf.download.pdf/lnfoblatlKantone-Mobilfun k5G-von-BAFU-BAKOM.pdf

" 
Entscheid des BaurekursgerichG des Kantons Zürich (G.-Nr. RrS.zor9.o5roz, BRGE I Nr. oory'zozo) vom oT.oz.zouo (Erwägung +d, abnrfbar unter:

https:firwvw. baurekußgericht-zh.ch/media/entscheldauszug-aus-brge-i-nr.-oou-zozo-vom;r.-februar-zozo. pdf
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Der im Schreiben des BAFU angekündigte technische Bericht des METAS "Measurement Method for 5G NR

Base Stations up to 5 GHz" ist am r8. Februar zozo publiziert worden. Die revidierte Version z.r datiert vom
zo. April 2o2o.'8 Ebenfalls am 20. April zozo hat das METAS den Bericht sodann auch in deutscher Sprache
publiziert.le Das METAS empfiehlt in seinem Bericht zwei verschiedene Messmethoden: Die code-selehive
Messmethode (Referenzmethode) und die frequenzselektive Messmethode. Unter Ziff. t.6 des Berichts wird
sodann festgehalten: "Dieses Dokument kann für die Konformitätsprüfung von NR-Basisstationen in Bezug

auf die NISV verwendet werden, bis das Eidgenössische lnstitut für Metrologie (METAS) und das Bundesamt
für Umwelt (BAFU) eine offizielle Messempfehlung herausgeben." Zumal seit derVeröffentlichung destechni-
schen Berichts des METAS "Measurement Method for 5G NR Base Stations up to 5 GHz" mehrere Kantone
gegenüber dem BAFU Bedarf an weiteren Erläuterungen zum fachlichen lnhalt dieses Berichts geäussert ha-

ben, hat das METAS am 30. Juni zozo "Erläuterungen zur Messmethode für adaptive Antennen"2o publiziert.
ln diesen führt das METAS insbesondere aus, dass wenn kein code-selehives Messgerät zur Vetfügung stehe,

eine frequenzselektive Messung durchgeführt werden könne. Die frequenzselektive Messmethode überschät-
ze die elektrische Feldstärke generell. Dies führe in Bezug auf den Nachweis der Einhaltung des Anlagegrenz-
werts (AGW) der NISV zu folgenden Konsequenzen:

"- lst der Beurteilungswert hicht höher als der AGW, so ist dessen Einhaltung zuverlässig nachgewiesen und

es sind keine weiteren Massnahmen notwendig.

- lst der Beurteilungswert jedoch oberhalb des AGW, kann nicht abschliessend beurteilt werden, ob der

Grenzwert tatsächlich überschritten wird. Desungeachtet muss die An lage so angepasst werden, dass der

Beurteilungswert unterhalb des Anlagegrenzwerts zu liegen kommt."

lm Praxisfall bedeutet dies, dass wenn die für den massgebenden Betriebszustand hochgerechnete gemesse-
ne Feldstärke den Anlagegrenzweft nicht überschreitet dieser mit Sicherheit eingehalten wird. Wird aller-
dings der Anlagegrenzwert durch die für den massgebenden Betriebszustand hochgerechnete gemessene

Feldstärke überschritten, bedeutet dies auf Grund des Umstandes, dass bei derfrequenzselektive Messme-

thode nicht nur die Feldstärke einer Zelle gemessen wird, sondern eben auch jener der weiteren in der selben

Frequenz sendenden Zellen (sowie allenfalls 5G-fähigen Mobilfunktelefonen, wenn sie sich denn nahe genug
vom Messgerät befinden), nicht, dass der Anlagegrenzwert tatsächlich überschritten wird. Um die Einhaltung
der Grenzwerte sichezustellen und in Anwendung der einschlägigen Bestimmungen der NISV und der gel-
tenden Vollzugsempfehlung, sind aber dennoch selbstverständlich auch in diesen Fällen die Sendeleistungen
soweit zu reduzieren, dass die Grenzwefte im massgebenden Betriebszustand eingehalten sind.

ln diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die frequenzselektive Messmethode nicht weniger "exakt" ist,

als die code-selektive Methode. Sie misst die Signale sehr wohl exakt, ist allerdings nicht in der Lage, die zur
Feldstärkemessung mit Hochrechnung geeigneten und gewolhen Signale "allein" zu messen, weshalb sie die
tatsäch liche Feldstä rke überschätzt.

Dass zuzeit "nur" die frequenzselektive Messmethode.zur Anwendung kommen kann und nicht auch die

code-selektive Messmethode, führt demnach keinesfalls zu einer Gefährdung der Bevölkerung. Wie dargelegt
ist das Gegenteil der Fall. Auch die zuzeit anwendbare frequenzselektive Messmethode trägt dem Vorsorge-
prinzip der Umweltgesetzgebung resp. dem Schutz der Bevölkerung demnach hinreichend Rechnung.

Der Vollständigkeit halber kann sodann abschliessend festgehalten werden, dass der technische Bericht des

METAS den Herausforderungen bei der Messung der von adaptiven Antennen im beam-forming Modus ab-
gegebenen Strahlung sodann sehr wohl Rechnung trägt. So sieht die Messmethode insbesondere einen An-
tennen-Korrektur-Faktor vor (Kap. 4 des technischen Berichts), welcher die Unterschiede bei den Antennen-
gewinnen und Abstrahlcharaheristiken vom SS/PBCH-Signal und dem Traffic-Signal bei bewilligter Sende-

leistung fürjede Zelle i im Messergebnis korrekt berücksichtigt. Der Hochrechnungsfaktorfür das sekundäre

o https://www.metas.ch/dam/data/metas/Dokumentation/rechtliches/nisv[,,Ir-measurement-methods-z-:-en.pdf
.s httpsy'/www.metas ch/dam/daa/metas/Dokumentation/rechtliches/nisv/Nr-measurement%zomethods-z-r-de.pdf
:o https//www.bafu.admin.cfr/bafu/ddhome/themen/elektrosmog/fachinformationen/massnahmen-elektrosmog/mobilfunk--vollzugshilfen-zur-niw.html
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Synchronisationssignal (SSS) ist sodann in Kapitel 3 des technischen Berichts enthalten. Dem Umstand, dass

die Verkehrssignale von adaptiven Antennen eine andere räumliche Ausprägung haben als die Signalisie-

rungssignale (vgl. dazu Rz. 4z der Beschwerdeschrift) wird mithin durch den technischen Bericht des METAS

ebenfalls Rechnung getragen.

Schliesslich hat der Bundesrat im Rahmen der Beantwortung einer Frage von Frau Nationalrätin Franziska

Roth am 9. Mäz zozo ausgeführt: "Das BAFU hat die kantonalen Fachstellen am 3r. Januar zozo informiert,

wie 5G- Anlagen bis zum Vorliegen einer Vollzugsempfehlung beurteilt werden sollen. Das METAS hat zudem

eine Methode veröffentlich! wie 5G Strahlung gemessen werden kann. Damit können die Baugesuche aus der

Sicht des Bundes rechtssicher beurteilt werden.""

Gleiches hat der Bundesrat auch in seiner Medienmitteilung vom 22. April zozo bestätigt". ln Bezug auf die

ausstehende Vollzugsempfehlung hat erfestgehalten: "Bis diese vorliegt, sind adaptive Antennen wie konven-

tionelle Antennen zu beurteilen. Damit ist der Schr-rtz der Bevölkerung jedezeit gewährleistet."

Zu den im Schreiben vom 3r' Januar zozo des BAFU erwähnten Abklärungen zur Exposition resp. Ergebnisse

aus den Testmessungen kann festgehalten werden, dass diese offensichtlich nicht der Validierung der An-
wendung der worst case Beurteilung bei adaptiven Antennen dienen, sondern der Erarbeitung der (neuen)

Vollzugshilfe, in welcherfestgehalten werden soll, wie derVariabilität derSenderichtungen und derAnten-
nendiagramme künftig Rechnung zu tragen ist.

Die Vollzugshilfen und Empfehlungen sind sodann auf derWebseite des BAFU publiziert. Dies gilt insbesonde-

re auch für das Schreiben vom 31. Januar zozo des BAFU sowie den technischen Bericht des METAS zur
Messmethode für 5G-NR Baslsstationen im Frequenzbereich bis zu 6 GHz, welche beide unter dem Titel "r.
Vollzugsempfehlung" zu finden sind.'zr Diese Empfehlungen sind somit, weil Empfehlungen in der praktischen

Anwendung wie Venvaltungsverordnungen behandelt werden, für die rechtsanwendenden Behörden und

namentlich für die Baubewilligungsbehörden verbindlich, sofern keine triftigen Gründe für eine Abweichung
von denselben vorhanden sind. Eine Abweichung oder Nichtanwendung derselben wäre mithin nur zulässig,

wenn dies auf eine pflichtgemässe Ermessensausübung abstützen könnte, was vorliegend insbesondere auf
Grund der im Schreiben vom 31. Januar zozo enthaltenen zusätzlichen Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips

nicht der Fall ist.

Zwischenzeitlich sind bereits mehrere Unternehmen zur Durchführung von Abnahmemessungen für 5G ak-

kreditiert.'c Es ist mithin ohne weiteres möglich, Abnahmemessung gemäss dem technischen Bericht des

METAS durchzuführen.

r'4oo MHz

Selbstverständlich kann auch der Frequenzbereich r'4oo MHz gemessen werden. Dazu istfesüuhalten, dass

die Messempfehlungen und technischen Berichte nicht auf Antennen(typen) ("konventionell" oder "adaptiv")
ausgerichtet sind, sondern sich auf die jeweiligen Technologien beziehen. Davon zeugen denn auch ihre Be-
zeichnungen "Mobilfunk-Basisstationen (GSM), Messempfehlung (zooz)", 'Mobilfunk-Basisstationen (GSM)

Nachtrag zur Messempfehlung (zoo3)", "Mobilfunk-Basisstationen (UMTS-FDD), Messempfehlung (zoo3)",

"UMTS powerestimatorand measurementequipmentvalidation (zoo7)", "Technical Report: Measurement
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,1 https://www.pariament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?Affaidd=202o5054
.z https://www admin.ch/gov/de/starVdokumentation/medienmitteilungen.msg-id-78857.htm1
,3 https://www. bafu.admin.ch/bafu/ddhome/themen/elektrosmogifachinformationen/massnahmen-elektrosmog/mobilfunk--vollzugshilfen-zur-n iw. html.;

vgl. ebenso Bundesversammlun g, 2o.5o54 Fragestunde, Antwort des Bundesrats (UVEK) vom 9. Mätz zozo auf Frage rcn N R Fnnziska Roth betreffend

Aufrüstung von Mobilfunkantennen auf 5G.
,4https://w!vw.sas.admin.ch/sas/de/home/akkreditiertestellen/akkrstellensuchesas.extud.html/aHRocHMSLygz»ßlkYi5ibGIlbnR/-rnxpa)(AuY2gvczVhcmN

oLm/hobWw=.html?csrfmiddlewarel6ksn=5wgVrCMUhmg5NKNLTE§qEzyTX/dtMgzwnhT6tTalrmCnmOeKfzizgqqxgSCtMu&langrde&search-term=5

G&accreditation-typ+&submit=Such e+sta rten
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Method for LTE Base Stations (zorz)" und "Technischer Bericht: Messmethode für 5G-NR-Basisstationen im
Frequenzbereich bis zu 6 GHz (zozo)".'zs

Werden Mobilfunkdienstleistungen der 5. Generation über das Frequenzband r 4oo MHz gesendet kommt
somit dertechnische Bericht des METAS "Messmethode für 5G-NR-Basisstationen im Frequenzbereich bis zu

5 GHz"zurAnwendung, unabhängig davon, ob es sich bei derhierfürveruyendeten Antenne um eine "konven-
tionelle'' oder eine "adaptive" Antenne handelt. Dass dieser Bericht auch auf Mobilfunkdienstleistungen im
Frequenzband r'4oo MHz Anwendung findet, ergibt sich sodann klar aus dem im technlschen Bericht unter
Ziff. t.5 beschriebenen Geltungsbereich: "Gemäss dem 5G-Standard (...) dech die NR-Technologie zwei Fre-
quenzbereiche ab: den Frequenzbereich von 45o MHz bis 6 GHz und den Frequenzbereich von z4,5GHzbis
52.5 GHz. Dervorliegende Bericht beschränkt sich auf den ersten Frequenzbereich bis 5 GHz."

Wie bereits festgehalten, beziehen sich die Messberichte auf die.yeweiligen Technologien. Bei einer Messung
wird demnach - vereinfacht gesagt - die elektrische Feldstärke des Referenz- oder (sekundären) Synchron i-

sierungssignals resp, des Steuerungskanals (wobei dies von derjeweiligen Technologie abhängig ist, vgl. dazu
die jeweiligen Messempfehlungen resp. technischen Berichte) in einem bestimmten Frequenzbereich gemes-
sen und hochgerechnet. Wird eine bestimmte Frequenz resp. ein bestimmtes Frequenzband verwendet be-
steht sodann immer ein Referenz- oder Synchronisationssignal, ansonsten der Down- oder Uplink über diese

Frequenz resp. dieses Frequenzband nicht erfolgen könnte. Dasselbe gilt selbstverständlich auch für das Fre-
quenzband r'4oo MHz, bei welchem es sich (zurzeit) "nu/' um einen ergänzenden Downlink zu verschiedenen
anderen (NR-) Betriebsbändern handelt.

Antennendiagnlmme

Das BAFU hat in seinem Nachtrag vom 28. Mäz zor3 zurVollzugsempfehlung zur NISV'5 Voraussetzungen
geschaffen, um Sendeleistung innerhalb derselben Antenne über mehrere Frequenzbänder flexibel einsetzen
zu könneq ohne beijeder Umdisposition das Standortdatenblatt aktualisieren zu müssen. Das BAFU hat ins-
besondere fUr Multibandantennen die neue Möglichkeit geschaffen, Sendeleistungen als Summe für zwei o-
der mehr Frequenzbänder zu deklarieren.

Unter Ziff. 3.2 "Flexible Zuteilung" hält das BAFU fest, dass die Festlegung einer Summenleistung fürjede
Kombination von Frequenzbändern zulässig ist denen nach Anhang tZiffer64 Buchstaben a und b NISV der-
selbe Anlagegrenzwert zugeordnet ist, und die mit ein- und derselben Antenne abgestrahlt werden können.

Die Buchstaben a und b regeln die Fälle, in denen ausschliesslich gewisse Frequenzen genutzt werden. Bei

gemischten Anlagen (2.8. r'4oo und z'6oo MHz) kommt für die beiden Frequenzbereiche gemäss Anhang r
Ziffer 64lit. c NISV der gemeinsame, gemischte Anlagegrenzwert von 5.o V/m zum Tragen.

Die Gesuchstellerin weist sodann in allen Standortdatenblättern und für alle Arten von Antennen (auch für
adaptive) stets umhüllende Antennendiagramme aus. Vgl. dazu insbesondere Ziffer 3.2.r des Nachtrages vom
28. Mäz zor3 zur Vollzugsempfehlung zur NISV in welcher festgehalten wird: ,,Für die Berechnung der elektri-
schen Feldstärke sind umhüllende horizontale und vertikale Antennendiagramme zu venrvenden, welche alle
individuellen Antennendiagramme der betreffenden Frequenzbänder einschliessen."

Die umhüllenden Antennendiagramme, die mehrere Frequenzbänder einerAntenne einschliessen, werden

vom Antennenhersteller nicht zur Vedügung gestellt, weshalb die Gesuchstellerin die einzelnen vom Herstel-
lerzurVerfügung gestellten Diagramme mehrererFrequenzbändereinerAntenne überlagertund damitein
"worst-case" Diagramm erstellt. Zur Überprüfung der Berechnungen im Standortdatenblatt kann die Voll-
zugsbehörde die umhüllenden Diagramme aus den Originaldiagrammen des Herstellers reproduzieren. Vgl.

hiezu das Bundesgerichtsurteil tC_z54lzo:r7vom 5. Januar 2o::8,E.4ff.

zs alle Messempfehlungen und Berichte abrufbar unter: https,i/www. metas.ch/metas/de/home/doUrechtliches/messempfehlung-nisv.html
26 Nachtrag vom z8 Mäz zor3 zur Vollzugsempfehlung zur NISV für Mobilfunk- und Wll-Basisstationen, BUWAL zooz, Ziff. 3. z
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Festzuhalten bleibt sodann abschliessend, dass insbesondere der nachträglich an die lnbetriebnahme einer

Mobilfunkanlage vorgesehene Kontrollmechanismus (Abnahmemessung) garantiert, dass die vonrveg vorge-

nommenen Berechnungen im Bedarfsfall nachtraglich korrigiert werden, falls die spätere Realität nicht den

antizipierten Annah men entsprechen sollte.

,Ve rord n un gsbesti m m u n g in Ziff er 63 An ha n g r de r N I SV

Soweit vorgebracht wird, die neu per r. Juni zorg eingeführte Verordnungsbestimmung Anhang tZiff er 63

der NISV lasse es zu, dass anstelle des Spitzenweftes neu nur noch ein nicht näher definierter Mittelwert der

Sendeleistungen von adaptiven Antennen berücksichtigt werde und diese Verordnungsbestimmung verletze

übergeordnetes Recht, istfestzuhalten: Die neue Bestimmung Anhang tZiffer 5: NISV zweiterTeilsatz/ wo-
nach bei adaptiven Antennen die Variabilität der Senderichtungen und derAntennendiagramme zu berück-

sichtigen ist, ist Gegenstand der vom BAFU zu erlassenden Vollzugshilfe. Wie bereits dargelegt liegt diese

Vollzugshilfe dezeit noch nicht vor. Das BAFU hat allerdings klare Anweisungen erteilt wie mit Gesuchen für
die lnstallation von adaptiven Antennen bis zum Erlass der neuen Vollzugshilfen umzugehen ist: "Bis die Voll-

zugshilfe erlassen is! werden adaptive Antennen von Kantonen wie konventionelle Antennen beurteilt."'7 So-

lange die Bestimmungen der NISV und der baurechtlichen Vorschriften eingehalten werden, ist die lnstallation

von Antennen zur Umse?ung von 5G zu genehmigen.

Oualitätssicherungssystem (OS-System)

Die Einhaltung der bewilligten Sendeleistungen und der Neigungswinkel werden durch das zertifizierte OS-

System der Gesuchstellerin sichergestellt. Dieses auf das RundSchreiben des BAFU vom 15. Januar zoo6 hin

eingerichtete OS-System dokumentiert gegenüber der zuständigen Behörde, dass die bewilligten Leistungen

im Betrieb eingehalten werden. Um seinen Zweck zu erfüllen und den gesetzlichen Vorgaben entsprechen zu

können, muss das OS-system permanent auf einem aktuellen Stand gehalten und mit sämtlichen Mutationen
ergänzt werden.

Mittels einer automatisierten Überprüfungsroutine der Sendeleistung wie auch der Neigungswinkelwird der

bewilligungskonforme Betrieb sichergestellt. Das Bundesgericht hat mehrfach bestätigt, dass das vom BAFU

empfohlene OS-System den Anforderungen der bundesgerichtlichen Rechtsprechung an eine wirksame Kon-

trolle der Emissionsbegrenzungen genügt (vgl. insbesondere das UrteilrC_3z3lzot7vomr5. Januar zo:8 E.3

mit Hinweisen).

Auch der Bundesgerichtsentscheid vom 3. September zorg gibt keinen Anlass, an der Zulässlgkeit des OS-

Systems zu zweifeln. Das Bundesgericht hat im Entscheid :.:C-gTlzotSvom 3. September zo:.9 auch nicht das

OS-system oder die Messmethoden in Frage gestellt, sondern einzig das BAFU aufgefordert, den Vollzug der
NISV zu überuvachen, die Vollzugsmassnahmen der Kantone zu koordinieren und erneut eine schweizweite

Kontrolle des ordnungsgemässen Funktionierens der OS-Systeme durchführen zu lassen oder zu koordinie-
ren. Bezeichnendenrveise hat das Bundesgericht auch festgehalten, dass die im Kanton Schwyz bei Mobilfunk-
antennen festgestellten Abweichungen von bewilligten Einstellungen keine genügende Grundlage seien, um
auf das generelle Versagen der OS-Systeme zu schliessen.

Betreffend adaptive Antennen sei auf Rz.35 und das Schreiben des BAFU vom 31. Januar zozo verwiesen,

wonach der Betrieb von adaptiven Antennen - wenn sie gleich behandelt werden wie konventionelle Anten-
nen - in den bestehenden OS-Systemen der Mobilfunkbetreiberinnen und der Datenbank des BAKOM korrekt

dargestellt werden können.

Damit besteht keinerlei Grund für Zweifelam OS-System der Gesuchstellerin.

9.

56.

10.

57.

58

59

6o

5r.

,z https:i/www.bafu.admin.ch/bafu/ddhome/llemen/elehrosmog/dossiers/bericht-arbeitsgruppe-mobilfunk-und-strahlung.html



tit.

52.

53.

42.

a)

64.

Selte

10 VOn V

Verleüung von Menschrechten und Bundesrecht

Wie gezeigt hält die Mobilfunkanlage sämtliche Vorschriften und Grenzwerte ein.

Damit ist gewährleitet, dass keine Verletzung von Bundesrecht droht. lnwieweit das Bauvorhaben Menschen-
rechte verletzen soll, ist nicht ersichtlich.

Gesundheit

Allgemeines

Derlmmissionsschutz istbundesrechtlich im Umweltschutzgesetz(USG'8) und den darauf gestützten Verord-
nungen geregelt. Gemäss Art. r Abs. z USG sind Einwirkungen, die schädlich oder lästig werden könnten, im
Sinne derVorsorge frühzeitig zu begrenzen. Nach Art. rz USG werden Emissionen unter anderem durch
Emissionsgrenzwerte eingeschränkt die durch Verordnung oder direkt auf das Gesetz abgestützte Verfügun-
gen vorgeschrieben werden. Für den Schutz vor nichtionisierender Strahlung, die beim Betrieb ortsfesterAn-
lagen ezeugt wird, erliess der Bundesrat die NISV, die unter anderem die lmmissionen von Mobilfunkanlagen
regelt. Der Bundesrat hat in dieserVerordnung festgelegt, dass überall dort, wo sich Menschen aufhalten kön-
nen, die festgelegten lmmissionsgrenzwerte einzuhalten sind (vgl. Art. 13 Abs. r NISV und Anhang z NISV). Er

hat dabei die von der lnternational Commission on Non-lonizing Radiation Protection (lCNlRP) empfohlenen
Referenzwerte für die allgemeine Bevölkerung als lmmissionsgrenzwerte (lGW) übernommen.

lm Rahmen des Vorsorgeprinzips gemäss Art. :.r Abs. z USG hat der Bundesrat die Anlagegrenzwerte weiter
so tief angeseEt, wie dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar is! wobei er bezügiich
möglicher Gesundheitsgefährdungen eine Sicherheitsmarge vorsah. Vgl. dazu das kuz nach Erlass der NISV

ergangene Urteil :A.9+/zooo vom 3o. August zooo E 3 b in welchem das Bundesgerichtfesthält: "DerVerord-
nungsgeber hat erkannt, dass mit der blossen Übernahme der ICNIRP-Grenzwerte im Blick auf mögliche
nicht-thermische Wirkungen der Schutz vor nichtionisierender Strahlung lückenhaft wäre. Er hat daherzu-
sätzlich vorsorgliche Emissionsbegrenzungen angeordnet (Art. + NISV) die das Risiko schädlicher Wirkungen,
die zum Teil erst vermutet werden und noch nicht absehbar sind, möglichst geringhalten sollen (BUWAL, Er-
läuternder Bericht, S. 6). Fürverschiedene Kategorien von Anlagen bestimmt sich die vorsorgliche Emissions-

begrenzung auf Grund besonderer Anlagegrenzwerte (Art. 4 Abs. r NISV), bei den übrigen Anlagen sind die
Emissionen so weit zu begrenzen, als diestechnisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist (Art.

4 Abs. z NISV). Mit diesen zusätzlichen Emissionsbegrenzungen trägt die neue Verordnung dem Vorsorge-
prinzip Rechnung (Art. r Abs. z und Art. rrAbs. z USG) und konkretisiert die im Sinne der Vorsorge erforderli-
chen Massnahmen (vgl. BUWAL, Erläuternder Berich! S.7 und ro).", sowie das aktuelle Urteil rC_97lzor8 vom

3. September zorg E. 3.r des Bundesgerichts.

Damit ist gewährleistet, dass Mobilfunkanlagen keine gesundheitliche Gefährdung der Bevölkerung darstel-
len. Es trifft insbesondere nicht zu, dass die NISV mögliche nicht-thermische Wirkungen von nichtionisieren-
der Strahlung ignoriert.

lm Jahr zor8 hat die damalige Vorsteherin des Departements für Umwelt Verkehr, Energie und Kommunika-
tion (UVEK) sodann eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die zu den Bedürfnissen und Risiken beim Aufbau von 5G-
Netzen einen Bericht verfassen solhe. Die Arbeitsgruppe "Mobilfunk und Strahlung" hat ihren Bericht am

r8. November zorg vorgelegt.'zs

Die Arbeitsgruppe hat erstmals umfassend die Fakten zu Mobilfunk und Strahlung zusammengestellt und die

beteiligten lnteressengruppen haben ihre Optionen für das weitere Vorgehen dargelegt. Zudem hat die Ar-

z8 SR 8r4.ot
zs Alle lnformationen inkl. Bericht abrufbar unter htps://www. bafu.admin.ch/bafu/de/homefthemen/elekrosmog/dossiers/bericht-arbeitsgruppe-

mobilfun k-und-strahlung html
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beitsgruppe zuhanden des Departements für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) weiter-
füh rende Massnahmen entwickelt sowie Empfehlungen abgegeben.

Aufgabe der Arbeitsgruppe war es, die Fakten im Hinblick auf den zukünftigen Ausbau der Mobilfunknetze
zusammenzufassen und Optionen aufzuzeigen. Es ging insbesondere nicht darum, über die Einführung von

5G-Netzen zu entscheiden oder wissenschaftliche Forschung zu gesundheitlichen Aspekten durchzuführen.

Die Arbeitsgruppe hat in ihrem Bericht auch den Stand des Wissens über gesundheitliche Folgen festgehalten.
Hinsichtlich eventueller gesundheitlicher Wirkungen der 5G-Funktechnologie gibt es gemäss der Arbeitsgrup-
pe bisher nur wenige Studien an Zellen und Tieren zu akuten Effekten. Die Arbeitsgruppe hat deshalb die Risi-

koabschäEung auf Studien abgestütz! die in der Vergangenheit zur zG-, 3G- und 4G-Technolgie durchge-
führt wurden und mit Frequenzen arbeiten, die im selben Bereich liegen wie diejenigen Frequenzen, die ge-
genwärtig für 5G genutzt werden. Sie kommt zum Schluss, dass unterhalb der lmmissionsgrenzwerte der
NISV Gesundheitsauswirkungen bisher nicht konsistent nachgewiesen wurden, während gleichzeitig aus Wis-
senschaft und Praxis unterschiedlich gut abgestüEte Beobachtungen für Effekte unterhalb der lmmissions-
grenzwerte vorliegen. Die Evidenzlage dieser Effekte im Hinblick auf das Vorsorgeprinzip schäute die Ar-
beitsgruppe zusammengefasst indes als unzureichend ein (vgl. dazu S. 8 f. des Berichts).

Abschliessend ist festzuhalten, dass das Bundesgericht die Anlage- und lmmissionsgrenzwerte der NISV bis-
her stets als gesetzes- und verfassungskonform beurteift hatao.

Studien

Das Bundesgericht hat erst kürzlich bestätigt dass es in erster Linie Sache der zuständigen Fachbehörden sei,

im Zusammenhang mit den in der NISVfür Mobilfunkanlagen festgelegten Grenzwerten die internationale
Forschung sowie die technische Entwicklung zu verfolgen und gegebenenfalls eine Anpassung der Grenzwer-
te der NISV zu beantragen.3l

Das BAFU als zuständige Fachbehörde unterstüEt den Bundesrat bezüglich der gemäss Art. r4 USG mögli-
chen Anpassung der NISV an den Stand der Wissenschaft. Es hat im Jahr zor4 die Expertengruppe NIS (BE-

RENIS) einberufen, welche die neu publizierten wissenschaftlichen Arbeiten zum Thema sichtet und diejeni-
gen zur Bewertung auswählq die für den Schutz des Menschen von Bedeutung sein könnten. Die Experten-
gruppe hat den Auftrag, Hinweisen zur möglichen Schädigung der Gesundheit von Mensch und Umwelt nach-
zugehen. Bei Bedarf sollsie Handlungsbedarf aufzeigen. Die Gruppe bewertet namentlich die Auswirkungen
auf die Gesundheit der Menschen. Damit ist die Aktualität der lmmissionsgrenzwerte ebenso sichergestellt
wie die Früherkennung potenzieller Risiken. Die Ergebnisse werden regelmässig auf der lnternetseite des
BAFU publiziert. Der BERENIS resp. dem BAFU liegen keine neuen Studien vor, die eine Anpassung der
Grenzwerte erforderlich machen würden. Vgl. hiezu insb. das UrteilrC_g7lzor8 vom 3. September zorg E.

5.5 des Bundesgerichts. Die vielfältige Zusammensetzung der BERENIS ist sodann derWebsite des BAFU zu
entnehmen.3'

Betreffend Mobilfunkanlagen sagt die WHO in ihrem Factsheet Nr.3o4:,,Berücksichtigt man die sehr niedri-
gen Feldstärken und die bishervorhandenen Forschungsergebnisse,lässtsich kein übezeugenderwissen-
schaftlicher Beleg dafürfinden, dass sich die schwachen HF-Signale von Basisstationen und drahtlosen Netz-
werken nachteilig auf die menschliche Gesundheit auswirken."33

pVgl.dazuauchdasBundesgerichtsurteil 1c  2y'2ovvomr5.Januarzor8E.z.5,inwelchemdasBundesgerichtfestgehaltenhat,dassesunlängstim
UrteilrC5TS/zor6vomzT OktoberzorTE.3.5.zbestätigtha!dassdiefestgelegtenGrenzwertegemässbisherigemWissensstandverfasungs-undgeset-
zeskonform sind
3 Bundesgerichtsurteil 1CJ48/2oV rom z:- Februar zor8 E 4
:2 https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/homefthemen/elektrosmog/newsletter/beratende-expertengruppe-nis-berenis.html
B siehe Fact sheet No3o4, EMF und öffentliöe Gesundheit Basisstationen und drahtlose Technologie, Mai zooS:

www.wh o. inVionizing_radiation/pub_meeVfacshees/bs_fs3o4_german.pdf
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Auch die lnternationale Kommission für den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (lCNlRP) kommt aktuell

zum Schluss, dass die bisherigen Grenzwerte bzw. internationalen Richtlinien zur Grenzwertsetzung ausrei-

chend vor Mobilfunkemissionen schützen. Dies gilt ebenfalls für die Exposition durch den neuen Standard

5G.:+

Der Vollstä ndig ke it ha lber ist soda n n zu Mobilfun ktelefonen fesEuha lten, dass sowöh I die Weltgesund heits-

organisation (WHO»s als auch das Bundesamt für Gesundheit (BAGP6 in ihrer Bewertung zum Thema "Mobil-

telefon und Elektromagnetische Felder" davon ausgehen, dass eine krebsfördernde Wirkung der Nutzung von

Mobiltelefonen heute nicht erwiesen ist. Zudem zeigen sich in Krebsstatistiken keine auffalligen Anstiege die-

ser Erkra n kun gs rateniz.

Weiter wird auf das lnformationsschreiben des BAFU vom V. April zorg an die Kantonds venryiesen, in dem

das BAFU unter Ziffer7.z den heutigen Erkenntnisstand zusammenfasst und einführend festhäl! dass der ein-

zige für den Menschen schädliche Effekt von hochfrequenter Strahlung, der wissenschaftlich zweifelsfrel

nachgewiesen is! die Erwärmung des Körpergewebes infolge derAbsorption der Strahlung sei. Dieser Effeh
liege den lmmissionsgrenzwerten der NISV zugrunde. Auch wenn das BAFU in der Folge ausführt, dass aus

der Forschung unterschiedlich gut abgesicherte Beobachtungen vorliegen, wonach es noch andere biologi-

sche Effekte gibt, die nicht auf eine Eruuärmung zurückgefUhrt werden können, nämlich eine Beeinflussung

der Hirnströme (mit ausreichender Evidenz nachgewiesen) sowie eine Beeinflussung der Durchblutung des

Gehirns, eine Beeinträchtigung der Spermienqualität, eine Destabilisierung der Erbinformation sowie Auswir-

kungen auf die Expression von Genen, den programmieften Zelltod und oxidativen Zellstress (mit begrenzter

Evidenz nachgewiesen), so führt das BAFU auch aus, dass nicht bekannt is! ob damit Gesundheitsfolgen ver-

bunden sind.

Soweit 5G solche Wirkungen haben sollte, sind sie gemäss dem BAFU-Schreiben somit ohne schädliche Effek-

te. Zudem bezieht sich die Darstellung des heutigen Erkenntnisstands auf die hochfrequente Strahlung gene-

rell und damit das ganze u.a. für Mobilfunk genutzte Frequenzspehrum und nicht auf 5G im Speziellen. Zu-

sammenfassend ist fesuuhalten, dass es neben der Enrvärmung des Körpergewebes zwar auch andere biolo-

gische Effekte von hochfrequenter Strahlung gib! jedoch gibt es keine wissenschaftlichen Erkenntnisse, die

deren Schädlichkeit belegen würden.

Brieflng des wissenschaftlichen Dienstes des Europäischen Parlaments / Pulsung

Die im Brieflng des wissenschaftlichen Diensts des Europäischen Parlaments zu den Auswirkungen derdraht-
losen 5G Kommunikation auf die menschliche Gesundheit (Februar zozo)3e geäusseften Bedenken beziehen

sich offensichtlich auf Millimeterwellen (d.h. auf Frequenzbereiche ab z6ooo MHz). Diese Frequenzen wurden

in de r Schweiz bei der Konzessionsverga be n icht vergeben und stehen daher gege nwä rtig auch n icht für den

Mobilfunk zur Verfüg ung.

NTP-/Ra mazzin i-Stud ie

ln der Sonderausgabe des BERENIS Newsletters vom November zorS nimmt die Expertengruppe zur "NTP-

Studie" aus den USA und "Ramazzini-Studie" aus ltalien Stellungao und kommt gestützt auf die Analyse der

beiden neuen Studien zum Schluss, dass das von der NISV vorgesehene Vorsorgeprinzipzur Regulierung von

hochfrequenten elehromagnetischen Feldern nach wie vor untemtützt werden müsse. Eine vollständige Risi-

r+ https://www.icnirp.org/en/activities/newrnews-article/rf-guidelines-zozo-published.html
35 siehe Fact sheet Nor93: www.who.invmediacentre/factsheets/fsrg3/en/indo<.html
f siehe Fakenblatt Mobiltelefon & Smartphone https:/ ,v!vw.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/str/nis/fakenblaetter-emf/fahenblatt-

smartph one.pdf.down load. pdf/faktenblat$6zosmartphone96zod. pdf
v siehe "Use of mobile phones and risk of brain tumours: update of Danish cohort study": htp://wwwbmj.corn/contenV34rbmj.d5387
S https//www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dol«.rmente/elehrosmog/fachinfo-daten/information-an{ie-kantone-mobilfunk-und-stnhlung-aufbau-der-59-
neEe-in-der-schweiz.pdf.download. pdf/lnfoblatt-Kantone-Mobilfun k5G-von-BAFU-BAKOM. pdf

3ehttps:/ 
^rww,europad.europa.eu/RegData/etudesßRlElzozol646tTzlEPRS-BRl(zozo)546w-DE.pdlro https://www.bafu.admin.ch/bafu/ddhomefthemen/elekrosmog/newsletter.html
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kobewertung unter Berücksichtigung aller vertügbaren Studien (Tierstudien und epidemiolog ische Studien)

sei ausserdem notwendig, um abzuschätzen, ob die dezeitig gültigen Grenzwerte geändert werden sollten

(reduziert oder aber auch erhöht).

Ebenfalls im Jahr zorS hat sich die ICNIRP mit der NTP Studie und der Studie Falcioni et al. ausführlich ausei-

nandergesetzt und in ihrem Bericht "lcNlRP NoTE oN RECENT ANIMAL CARCINOGENESIS STUDIES"4',

festgehalten:"Although the NTP (zor8a, b) and Falcioni et al. (zor8) studies used large numbers of animals,

best laboratory practice, and exposed animals forthe whole of their lives, consideration of theirfindings does

not provide evidence that radiofrequency EMF is carcinogenic. NTP reported that their strongest findings we-

re of increased malignant cardiac schwannoma in male rats, however that is not consistent with the results of
Falcioni et al. (zor8), is not consistent with the NTP female rat nor male orfemale mouse results, and is not

consistent with the radiofrequency EMF cancer literature more generally. While results from epidemiological

studies suggest vestibular schwannoma is an outcome of interes! this is not true for malignant cardiac

schwannoma. NTP found no increase in schwannoma overall or for vestibular schwannoma. Further, as mul-

tiple comparisons were not controlled for in the NTP study, there is no indication thatthe increased incidence

of malignant cardiac schwannomas in male rats was more than what would be expected by chance alone.

ICNIRP considers thatthe NTP (zor8a, b) and Falcioni et al. (zor8)studies do not provide a consistent, reliable

and generalizable body of evidence that can be used as a basis for revising current human exposure guide-

lines. Further research is required that addresses the above limitations."

Die ICNIRP kommt mithin zum Schluss, dass die NTP und die Falcioni Studien keine Anderung der gültigen

G renzwerte erforderlich machen.

lm Februar zozo ist sodann eine gross angelegte Meta-Studie der U.S. Food & Drugs Administration (FDA)

erschienen, die sich mit der möglichen Verbindung zwischen Hochfrequenzstrahlung und Krebs beschäftigt+,

Die peer-reviewte Studie hat rz5 andere peer-reviewte Studien zwischen zoo8 und zorS betrachtet und

kommt zum Schluss, dass keine der Studien zeigen kann, dass Hochfrequenzstrahlung mit lntensitäten, die bei

der Nutzung von Mobiltelefonen auftreten, zu negativen Gesundheitseffekten führen können. Auch auf die

NTP-Studie und die Studie des Ramazzini-lnstituts wird in der FDA-studie eingegangen und festgestellt, dass

die Ergebnisse der NTP-Studie nicht auf den Menschen übertragbar sind (S. r+ ff.) und dass die Ramazzini-

Studie methodische Mängel und Unklarheiten aufweist (S. r8 ff.).

Studie Kuster und Neufeld

Die neuen ICNIRP Richtlinien zozo tragen dem von Kuster und Neufeld in der Studie ("Systematic Derivation

of Safety Limits forTime Varying 5G Radiation Exposure Based on Analytical Models and Thermal Dose"

(Health Physics, zorS) aufgezeigten Problem Rechnung, indem sie neue Beschränkungen vorsehen, die si-

cherstellen, dass auch kuzzeitige, intensive Expositionen nicht zu e>zessiven Temperaturspitzen führen. Vgl.

hiezu insbesondere die Gleichungen z7 und z8 der neuen Richtlinien+: sowie Ziff. 3.5 aus der Zusammenfas-

sung der Neuerungen+4. Weiter ist festzuhalten, dass sich die Studie mit Expositionen in Frequenzbereichen ab

ro GHz befasst. Diese Frequenzen wurden in der Schweiz bei der Konzessionsvergabe nicht vergeben und

stehen daher gegenwärtig a uch n icht für den Mobilfunk zu r Verfügun g.

Urteil des Appellationsgerichts Turin

lm Urteil go4lzo:.9 vom 3. Dezember zorg hatte sich das Appellationsgericht Turin mit der Frage der Kausali-

tät zwischen der (abnormalen) Nutzung eines Mobiltelefons im Zeitraum zwischen 1995 und zoro und der

Entste h un g e i n es Akusti kus n eu ri no m s a us e i n a n de ausetze n.

82.
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4, https://www. icnirp.org/cms/upload/publications/lCNlRPnotezor8.pdf
4, https'//www.fda.gov/media/r35o43/down load

43 https://wvwv. icn irp.org/en/publications/article/rf-guidelines-zozo.html
4+https://www. icn i rp. orglen/diffe ren ces. html
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Wie bereits.in Rz. 76 ausgeführ! gehen sowohl die WHO als auch das BAG davon aus, dass eine krebsfördern-

de Wirkung der Nutzung von Mobiltelefonen heute nicht enviesen ist.

Bestätigt wird dies durch die im Februar zozo publizierte Übersichtsarbeit der U.S. Food&Drugs Administrati-
on (FDA) zu Radiofrequenzfelder und Krebs, in welcherfestgehalten wird: "Based on the studies that are

described in detail in this report, there is insufficient evidence to support a causal association between RFR ex-

posure and tumorigenesis. There is a lack of clear dose response relationship, a lack of consistent findings or
specificity, and a lack of biological mechanistic plausibility."+s

Zur Auswirkung von Mobilfunkanlagen - und um eine solche geht es in diesem Bauverfahren - auf die

menschliche Gesundheit vgl. die Ausführungen unter Rz. 7z ff. vorstehend.

Personen mit erhöhter Empfindlichkeit

Gemäss Art. r3 Abs. z USG hat der Gesetzgeber bei der Festlegung der lmmissionsgrenzwerte die Wirkungen

der lmmissionen auf Personengruppen mit erhöhter Empfindlichkeit, wie Kinder, Kranke, Betagte und

Schwan gere zu berücksichtigen.

Dementsprechend sind in der NISV als lmmissionsgrenzwerte diejenigen auf internationaler Ebene empfohle-
nen Grenzwerte übernommen worden, welche für die allgemeine Bevölkerung und nicht etwa für Berufsgrup-
pen gelten. Damit hat der Bundesrat der genannten Vorschrift entsprochen. Da in der Schweiz im Vergleich zu

den international empfohlenen Grenzwerten für OMEN der um den Faktor ro strengere Anlagögrenzwert gilt,

sind die ge na n nten Persone ng ruppen zusätzlich geschützt.

Damit ist auch sichergestellq dass für Kinder in nahe gelegenen Kindergärten, Schulen und vergieichbaren

lnstitutionen keine gesund heitlichen Risiken bestehen.

Zu 5G im Besonderen

Die NISV ist technologieneutral und gilt damit unabhängig davon, ob es sich bei der Mobilfunktechnologie um

tG (UMTS), +G (LTE) oder 5G (New Radio) handelt. Sie regelt sodann die Begrenzung der Emissionen von o
Hz bis 3oo GHz, die beim Betrieb ortsfesterAnlagen ezeugt werden. Die neu konzessionierten Frequenzbe-

reiche befinden sich in den Bereichen von 7oo, r4oo und 3'5oo MHz. Dass diese Frequenzbereiche beim Erlass

der bestehenden Rechtgrundlagen nicht berücksichtigt wurden, ist mithin nicht korrekt.

Die zuzeit laufende Einführung von 5G erfolgt in Frequenzbereichen, die bereits genutzt wurden, so insbe-

sondere für drahtlose Breitbandanschlüsse und drahtlose Kameras fürTV-Aussenreportaqen.

Die Gesuchstellerin vemreist auf die diesbezüglichen Ausführungen des BAFU auf seiner Webseite.46 Darin

wird festgehalten, dass die Vorschriften des USG und der NISVfür die Strahlung insgesamt gelten und nicht
zwischen den verschiedenen Technologien von Mobilfunk (zG, 3G, +G, 5G) unterscheiden. Die NISV begrenzt
daher die lntensität der Strahlung mit Grenzwerten, die sich nach der venrendeten Frequenz unterscheiden.

Das BAFU führt weiter aus, dass auch wenn 5G-Antennen eine effizientere Technologie nutzen, dank der

mehr lnformationen schneller übermrftelt werden können, die Eigenschaften derWellen die gleichen sind wie

für 4G. Das Vorsorgeprinzip, das Grenzwerte für die Strahlung vorsieht, die in der Schweiz zehnmaltiefer sind

als in den Nachbarländern, muss auch von 5G-Antennen eingehalten werden. Die Grundlagen bestehen also

schon. Solange die Bestimmungen der NISV und der baurechtlichen Vorschriften eingehalten werden, ist die

lnstallation von Antennen zur Umsetzung von 5G zu genehmigen.

9o
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+s Inps;//www.ft a.gov/mediah35o+3/down load

a5 abrufbar unten https://www. bafu.admin.chhafu/dethome/themen/elektrosmog/dossiers/bericht-a öeitsgruppe-mobilfun k-und-strahlung.html#-
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Grenzwerte fürTiere und Pflanzen

Wissenschaft und Rechtsprechung gehen grundsätzlich davon aus, dass Tiere nicht empfindlicher auf nichtio-

nisierende Strahlung reagieren als Menschen und sie mit der NISV, obgleich sie darin nicht genannt werden,

mitgeschritzt werden. FürTiere kann also insoweit die Einhaltung der Grenzwerte der NISV beansprucht wer-

den, als diese wegen den dort lebenden und arbeitenden Menschen ohnehin gelten. Dies dürfte vor allem für
Haustiere sowie weidende Nutztiere im Nahbereich von OMEN gelten. Fürfreilebende Wildtiere und weiden-

de Nutztiere trifft dies (auf Grund der Distanz zu den OMEN) nicht zu. Für solche Tiere ist der Schutzumfang

mangels einerexpliziten Regelung jeweils im Rahmen einerEinzelfallprüfung gestütztauf die Bestimmungen

des USG zu prüfen, wobei ohne besonderen, wissenschaftlich erhärteten Bedarfsnachweis kein höherer

Schutzstandard als für Menschen festzulegen ist.47

Zum möglichen Einfluss von hochfrequenter nichtionisierender Strahlung auf Pflanzen wird auf das Bundes-

gerichtsurteil tC-z54lzot7 vom 5. Januar zorS E. 9.5 ff. venruiesen.

Moratorien

ln Bezug auf Moratorien sei sodann auf die gemeinsame Stellungnahme vom 3. Mai zorgas des BAFU und des

Bundesamts für Kommunikation (BAKOM) verwiesen, in welcher diese zu den kantonalen Moratorien zu Mo-

bilfunkantennen 5G ausführen: "solche kantonalen Bestimmungen sind jedoch nur zulässig, wenn sie nicht

den Schutz der Bevölkerung vor n ichtionisierender Strahlung bezwecken und weder zu einer unzulässigen Be-

schränkung der Emissionen der Mobilfunksendeanlagen noch zu einer Verletzung der in der Fernmeldege-

setzgebung konkretisierten öffentlichen lnteressen führen."

Richtig ist, dass in einzelnen Kantonen und Gemeinden zuzeit Gesuche für den Bau von Mobilfunkanlagen

nicht behandelt werden. Diese (faktischen) Moratorien ändern jedoch nichts daran, dass diese Nichtbehand-

lung dem geltenden Recht widerspricht.

U n beden klich keitsnachwe is

Zum Aspekt des Beweises der Unbedenklichkeit hat das Bundesgericht bereits entschieden, dass der wissen-

schaftliche Nachweis der Unbedenklichkeit von Kommunikationsanlagen aus prinzipiellen Gründen nicht er-
bracht werden kann. ln seinem Urteil rA.ro5/2oo5 vom tl.tl.2oo1 E. 4 hat es festgehalten: "Wissenschaftlich

gesicherte Aussagen können nur zum Vorhandensein von Effekten gemacht werden, während zur Abwesen-

heitvon Effekten nurWahrscheinlichkeitsaussagen möglich sind, basierend auf derHäufigkeitvon Studien, in

denen kein biologischer Effekt gefunden werden konnte. Eine roo-prozentige Sicherheit ist jedoch nie mög-
lich". Die Vorschriften der NISV bieten jedoch Gewähr dafür, dass Befürchtungen betreffend die Gefährdung

der Gesundheit unbegründet sind.

Zukünftige Anderungen ohne Baugesuch

Falls die Mobilfunkbetreiberin dereinsttatsächlich mehr Leistung auf den entsprechenden Antennen benötigt
und hiezu eine Erhöhung derfürdie Mobilfunkanlage bereits bewilligten Leistungen notwendig wäre, so ist

sie von Geseües wegen dazu verpflichtet, in einem ordentlichen Bauverfahren um die gewünschte Leistungs-

erhöhung zu ersuchen, womit einerseits wiederum sichergestellt wird, dass die geltenden Grenzwerte einge-

halten werden und andererseits das rechtliche Gehör der Betroffenen gewahrt bleibt.

Die Nutzung einer neuen Technologie ohne neuerliches Baugesuch ist sodann bereits seit dem Jahr zoro und

der damaligen Einführung derTechnologieneutralität möglich, mithin seit das BAFU in seinem Rundschreiben
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+z Vgl. zum Ganzen das Bundesgerichtsurteil rCilg/zor7 vom:.8. Juli zor8 E. 5
a8 Gemeinsame Stellungnahme BAFU/BAKOM vom:. Mai zorg: Kantonale Moratorien zu Mobilfunk-Antennen 5G und Bundesrecht abrufbar unter:

https:/^wvw.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/elektrosmog/dossiers/bericht-arbeitsgruppe-mobilfunk-und-stnhlung html#-5478oot3r
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vom 24. September 2o1o4e festgehalten hat, dass auf die Angabe des Funkdienstes vezichtet werden darf,

und zwar sowohl innerhalb wie auch ausserhalb der Bauzonen.

al. ldeelle lmmissionen und Werwerminderung

102. Zu ideellen lmmissionen und einer allfälligen Wertverminderung von Liegenschaften sei der Vollständigkeit

halber darauf hingewiesen, dass die Übermässigkeit ideeller lmmissionen unter dem Gesichtspunkt der Ein-

haltung öffentlich-rechtlicher Bestimmungen zu betrachten ist. Von der Gesuchstellerin werden sämtliche öf-
fentlich-rechtlichen Bestimmungen eingehalten, so dass keine übermässigen ideellen lmmissionen vorlie-
nan 50
YL' '.

1o3. Das Baubewillig ungsverfahren hat sodann den Zwec( zu überprüfen, ob das Bauvorhaben den bau- und pla-

nungsrechtlichen sowie weiteren im Baubewilligungsverfahren zu überprüfenden Vorschriften entspricht.

Einwände einerallfälligen Wertminderung berühren das vorliegende Verfahren nicht und können dahernicht
berücksichti gt werden.

r8. HaftungundHaftpflichwersicherung

to4. Die Frage der Haftung hat der Bundesrat am 29. Mai zorg im Rahmen der Beantwortung einer lnterpellations'
wie folgt beantwortet: ,,Die Vorschriften des USG und der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender
Strahlung (NISV SR 8:.4.7:;o) wurden so festgelegt, dass die Strahlung von Mobilfunkanlagen nach dem heuti-
gen Stand derWissenschaft und der Erfahrung keine Gesundheitsschäden infolge Erwärmung des Körperge-

webes verursacht und auch das Risiko noch ungewisser, langfristiger negativer Auswirkungen minimiert wird.

Wird eine Mobilfunkanlage nach den geltenden Vorschriften rechtmässig betrieben, ist davon auszugehen,

dass verschuldensabhängige Haftungsbestimmungen wie Artikel4:. OR auch bei späteren neuen Erkenntnis-

sen zur Schädlichkeit nicht greifen, da zum Zeitpunkt der Schadenverursachung keine Sorgfaltspflichtverlet-
zungen vorliegen."

1o5. Die zentrale Aussage besteht darin, dass Schadenersatzansprüche nur dann gestellt werden können, wenn

das Verhalten der Gesuchstellerin rechtswidrig wäre. Dies ist nicht der Fall. Die Mobilfunkanlagen werden

rechtmässig bewilligt und rechtmässig betrieben. Elne Haftung wegen einer rechtmässig bewilligten und

rechtmässig betriebenen Mobilfunkanlage ist demnach ausgeschlossen.

ro5. Gemäss Art. 59b lit. a USG kann der Bundesrat den lnhabern bestimmter Betriebe und Anlagen sodann vor-
schreiben, dass sle ihre Haftpflicht durch Versicherung oder in anderer Form sicherstellen. Eine solche Ver-

pflichtung ist jedoch für Mobilfunkanlagen nicht eingeführt worden. Die Baubehörden können daher die Ertei-

lung der Baubewilligung für eine solche Anlage nicht vom Nachweis einer Haftpflichtversicherung abhängig

machen.5'

ao7. Der erwähnte Bericht der Swiss Re betrifft nicht das Risiko der Gesundheitsgefährdung durch Mobilfunkanla-
gen, sondern das finanzielle Risiko der Versicherungsbranche, sollte wider Erwaften in Zukunft eine Kausa lität
zwischen Mobilfunk und gesundheitlichen Beeinträchtigungen enrviesen werden.

19. Energieverbrauch

,ro8. Die Frage nach dem Energieverbrauch von Mobilfunkanlagen, insbesondere von solchen mit adaptiven An-

tennen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Bauverfahrens, in dem es einzig zu prüfen gilt, ob der geplante

Umbau den bau- und planungsrechtlichen sowie weiteren im Baubewilligungsverfahren zu überprüfenden

+g Rundschreiben: Technologieneutrale Angaben im Standortdatenblattfür Mobilfunkendeanlagen und Angabe der Funkdienste iß der Nl9Datenbank des

BAKOM, abn;fbar auf: https//www. bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/elektrosmog/fachinformation en/massnah men-elektrosmog/mobilfunk-

vollzugsh ilfen -zur-n iw.html
so Vgl. dazu insbesondere auch das Bundesgerichturteil 5A-4l2o15 vom 26. September zorS E. 5.5
51 https://www. parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairlG zorg3rzo
s1 Bundesgerichtsurteil rA3zg/zor3 E. 8.r
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Vorschriften entspricht. Schliesslich wird es die 5G-Technologie ermöglichen, den Strombedarf pro übertra-
gene Daten mengeneinheit zu reduzieren.

2c.. lnteressenabwägung

1o9. Betreffend die lnteressenabwägung zwischen Mobilfunk und Gesundheit hat das Bundesgericht bereits ent-
schieden, dass die Versorgung mit Mobilfunkdienstleistungen im öffentlichen lnteresse ist.sr Dass dies auch

für Mobilfunkdienstleistungen der 5. Generation gilt, zeigt sich bereits dadurch, dass der Bundesrat das Bereit-

stellen von neuen MobilfunHrequenzen und die Konzessions-Vergabe für 5G durch die ComCom in den "Akti-
onsplan Digitale Schweiz" (Stand: 5. September 2o18)s4 aufgenommen hat. ln der Strategie "Digitale Schweiz"
(verabschiedet am 5. September 2o18)s5 hat der Bundesrat denn auch festgehalten: "Die Dynamik des markt-
getriebenen Kommunikationsnetzausbaus wird durch die Bereitstellung von Ressourcen wie Frequenzen und

die Weiterentwicklung von Regulierungsinstrumenten aufrechterhalten. Die Grundversorgung sichert darüber
hinaus für alle Bevölkerungskreise ein Basisangebot von Kommunikationsdiensten. Die Schweiz baut ihre

Kommunikationsnetzinfrastrukturaus, um im internationalen Vergleich ihren Spitzenplatz beizubehalten. Mit
der Entwicklung von innovativen Lösungen und Standardisierungen wird die Sicherheit der Kommunikati-
onsinfrastrukturen a uch i n Zukunft sichergestel lt."

r.1o. Die bundesrechtlichen Grenzwefte der NISV stellen die abschliessenden umweltrechtlichen Vorschriften für
Mobilfunkanlagen dar. Die Kantone und Gemeinden sind nicht befugt weitergehende Einschränkungen zu

verlangen.ss

111. Eine lnteressenabwägung zwischen dem Umwelt- und Gesundheitsschutz und der 5G-Technologie ist ent-
sprechend ausgeschlossen, da sie den Schutz der Bevölkerung vor nichtionisierender Strahlung bezweckt, was

bundesrechtlich abschliessend in der NISV geregelt ist.

21.. Gutachten Fre?

rt2. Bei den Abhandlungen "Rechtsgutachten zur 5. Generation des Mobilfunks (5G): Anderung der NlSVvom 17.

April zor9" vom 5. Juli zorg und "Rechtsgutachten zur 5. Generation des Mobilfunks (5G):Anderung der NISV

vom ry. April zorg; Zulässigkeit der Sistierung von Baubewilligungs- und Rechtsmittelverfahren" vom zr. No-
vember 2019 von Rechtsanwalt Michael Fretz, Pfisterer Fretz Rechtsanwälte, in Aarau, handelt es sich um rei-
ne Parteibehauptungen bzw. Parteigutachten, die gemäss derAdressierung auf Seite r dieser Dokumente
vom Verein 5G-Moratorium/Verein Schutz vor Strahlung in Auftrag gegeben wurden und deren Schlüsse von
der Gesuchstellerin nicht geteilt werden.

B Bundesgerichtsurteil rC_4o3lzoro vom 3r. .Januar zorr E.4.3
s+ Abrufbar unter: https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/digital-und-intemeVstctegie-digitale-schweiz html
s5 Abrufbar unter: https://wvw.bakom admin.ch/bakom/defrome/digital-und-intemeUstrategie-dig itale-schweiz html
s6 BGE r33 ll3zr E 4.34 rom r7. August zooT


